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2 EINLEITUNG

Mit zunehmender Nutzung des Internets 
in den 2000er Jahren priesen die Wis-
senschaftlerInnen auch dessen emanzi-
patorisches Potenzial an. Yochai Benkler 
(2007) lobte nicht nur den durch Netz-
werke hervorgebrachten Reichtum, 
sondern auch dessen Verbreitung – in 
Zukunft werde eine Plattform der Platt-
formen es Millionen von Menschen er-
möglichen, online erstmals Gehör zu 
finden. Diese optimistische Annahme, 
dass ein offenes Internet allen zum Vor-
teil gereichen würde, beseelte auch ein 
bahnbrechendes Gerichtsurteil zur Re-
gulierung des Internets im Jahr 1997. Im 
Fall Reno vs. ACLU warnte das Gericht 
mit einem Mehrheitsvotum die US-Re-
gierung vor dem Versuch, das Internet 
kontrollieren zu wollen; sonst drohe on-
line eine Einschränkung des Rechts auf 
freie Meinungsäußerung, das die Rich-
terInnen wie auch spätere Unterstütze-
rInnen idealisierten. Die Betreiber der 
großen Plattformen erheben bis heu-
te utopische Ansprüche; Mark Zucker-
berg beispielsweise bewirbt Facebook 
als eine im Entstehen begriffene globa-
le Gemeinschaft – während gleichzei-
tig GesellschaftskritikerInnen beklagen, 
dass sich die Menschen aufgrund ihrer 
Online-Aktivitäten nicht mehr persön-
lich um FreundInnen und NachbarInnen 
kümmern (Rushkoff 2016). 
Schon in den 1990er Jahren hatten Wis-
senschaftlerInnen vor den Folgen ei-
nes deregulierten Internets gewarnt 
(Chin 1997). In den 2010er Jahren fällt 
es schwer, die Rolle des Internets bei 
der Schaffung eines neuen und äußerst 
wichtigen digitalen öffentlichen Raumes 
noch optimistisch zu sehen. Große Sum-
men werden vor allem im Bereich der On-

line-Werbung verdient, doch der Großteil 
geht an zwei Firmen: Etwa 75 Prozent der 
73 Milliarden US-Dollar, die im digitalen 
Anzeigenmarkt der Vereinigten Staaten 
ausgegeben wurden, entfallen auf Face-
book und Google (Bond 2017). Die Krite-
rien, nach denen diese profitorientierten 
Informationsvermittler ihre Newsfeeds 
und Suchmaschinenrankings auswäh-
len bzw. erstellen, halten sie geheim (Pas-
quale 2015b: 59–100). Der versprochene 
Reichtum der Netzwerke ist einer Black-
Box-Gesellschaft gewichen, in der sich 
Trolle, Bots und sogar fremde Regierun-
gen herumtreiben und die Informations-
landschaft auf Twitter, Facebook, Google 
News, Reddit und anderen Netzwerken 
verzerren.
Heute wissen wir, dass praktisch jedes 
positive Versprechen, das in den frühen 
2000er Jahren mit dem Internet verbun-
den war, eine Kehrseite hat. Zwar hat die 
Anonymität manchen ermöglicht, sich 
Gehör zu verschaffen, für die das sonst 
zu gefährlich gewesen wäre, aber sie 
hat auch Trolle, Doxer1 und andere On-
line-Akteure geschützt, die andere ein-
schüchtern und zum Schweigen brin-
gen. Zudem bedeutet Anonymität online 
immer auch Anonymität in Bezug auf 
die Finanzierung; dadurch können Tau-
sende Strohfirmen verschleiern, wer die 
Botschaften bezahlt, die Einfluss auf die 
Öffentlichkeit, die Gesetzgeber und die 
Behörden ausüben könnten. Jede/r ist 
eingeladen, mitzumachen, aber genau-
so gut kann jede/r andere Online-Inter-
essengemeinschaften durch Hashtag-

1  Doxer sind Personen, die im Internet Informationen über an-
dere Personen oder Organisationen sammeln und veröffent-
lichen. Der Begriff wird vor allem im Zusammenhang mit Cy-
bermobbing verwendet. (Anm. d. Hrsg.) 



3Spamming oder Trollen stören – von 
zivilgesellschaftliche Gruppen und staat-
lichen Akteuren bis hin zu denen, die 
das «nur zum Spaß» machen. Wikileaks 
wurde anfangs als Möglichkeit gefeiert, 
Staaten für ihre illegalen Handlungen 
zur Rechenschaft zu ziehen; inzwischen 
hat sich die Organisation als bewusster 
Handlanger für die Einflussnahme auto-
ritärer Staaten auf fremde Wahlen ent-
puppt, mit einer beunruhigenden Ten-
denz, antisemitische Botschaften zu 
verbreiten. Während die großen Inhal-
teanbieter immer weniger öffentliche 
Beachtung finden, führte die Fragmen-
tierung der Öffentlichkeit zu einer nie da-
gewesenen Macht der großen Plattfor-
men über jene Schnittstellen, welche die 
Aufmerksamkeit auf sich ziehen.
Diese letzte Wendung ist Thema dieses 
Essays. In der Vergangenheit, die ge-
prägt war von stabilen und dominanten 
Medienfirmen, gab es ein grobes Gleich-
gewicht zwischen den großen sozialen 
Netzwerken und Suchmaschinen auf der 
einen Seite und den Besitzern und Urhe-
bern der von ihnen ausgewählten und 
geordneten Inhalte auf der anderen (Pas-
quale 2010). Aufgrund fallender Umsätze 
in der klassischen Medienbranche (und 
gleichzeitig steigender Einkünfte bei den 
Plattformen) wird ein neues Schlachtfeld 
sichtbar: Die Online-Vermittler wollen zu 
digitalen Engpässen werden, die darüber 
entscheiden können, welche Medien in 
welcher Qualität die normalen Bürger er-
reichen (Bracha/Pasquale 2008; Pasquale 
2008b).2 Diese Macht basiert im Grunde 
auf Big Data: Megaplattformen können 
immer umfangreichere persönliche-
re Profile ihrer Nutzer erstellen, die von 
großem Interesse für privatwirtschaftli-
che Unternehmen, politische Kampag-
nen und Regierungen sind – eigentlich 

für jeden, der das menschliche Verhalten 
überwachen, zu Geld machen, kontrollie-
ren oder vorhersagen möchte. 
Große Online-Vermittler haben die Ten-
denz, mindestens eine gute Form des 
Medienpluralismus einzuschränken, 
um stattdessen eine höchst zerstöreri-
sche Art der Vielfältigkeit zu fördern.3 Ih-
ren Erfolg messen sie am Grad «viraler» 
Verbreitung, und sie begünstigen alles, 
was schon viel Aufmerksamkeit auf sich 
gezogen hat oder was zu dem Profil ei-
ner Untergruppe passt, egal ob es wahr 
ist oder zumindest die Grundregeln des 
Anstands einhält (Pasquale 2006). Da-
mit schaden sie dem Pluralismus; wirt-
schaftliche Gesichtspunkte werden über 
die demokratisierenden Funktionen des 
öffentlichen Diskurses gestellt, und der 
öffentliche Raum wird gewissermaßen 
automatisiert. Entscheidungen, die frü-
her von Menschen getroffen wurden, 
liegen heute bei Algorithmen, die den 
Profit maximieren. Zusätzlich fördern 
diese Vermittler eine sehr verstörende 
Vielfältigkeit, indem sie sich von den nie-
derträchtigsten und gefährlichsten Pro-
pagandisten manipulieren lassen (Mar-
wick/Lewis 2017).4 Solche politischen 
Kräfte haben ein unheimliches Talent da-
für, Medieninhalte zu kreieren, die unin-
formierte und unentschlossene Wähle-

2  Das Filterblasenproblem kann nicht einfach dadurch ge-
löst werden, dass sich linke WählerInnen der Weltanschau-
ung von rechten WählerInnen aussetzen und umgekehrt (denn 
wer weiß schon, wie weit man dem ideologischen Spektrum 
folgen muss, um eine alternative Sichtweise zu finden, oder 
wie verkommen der zentristische Konsens wirklich ist). Viel-
mehr geht es um einen Mangel an Autonomie und Verständ-
nis dafür, wie die Medienlandschaft um einen herum geformt 
wird.  3  Medienpluralismus ist notwendig, um die Integrität 
des demokratischen Prozesses zu erhalten, den Einfluss von 
irreführenden und unterdrückten Informationen zu reduzieren, 
Zugang zu diversen Informationen und Meinungen zu fördern, 
und die freie Meinungsäußerung zu schützen (Smith/Tambini 
2012; Smith u. a. 2012).  4  Obwohl die Plattformen meist da-
rauf bestehen, dass sie die wahren Opfer der Propagandisten 
sind, schaffen sie es trotzdem, den Spam und die Manipula-
tionen, die ihr Anzeigengeschäftsmodell bedrohen, zu finden 
und zu unterbinden. 



4 rInnen beeinflussen können – genau die 
Menschen, die womöglich Wahlergeb-
nisse entscheiden können.
Dieser Essay beschreibt zunächst die 
nachgewiesenen negativen Auswirkun-
gen der Interventionen von Online-Pro-
pagandisten (und der Nachlässigkeit 
der Plattformen) auf Wahlkämpfe und 
-ergebnisse sowie auf den öffentlichen 
Raum im Allgemeinen (Teil I). Danach 
werden mehrere rechtliche und aufklä-
rerische Vorgehensweisen vorgestellt, 
die die Vermittler entmachten oder sie 
zumindest dazu bewegen könnten, ver-
antwortungsvoll mit ihrer Macht umzu-
gehen (Teil II). Der vorletzte Abschnitt 
(Teil III) enthält ein Zugeständnis an die-

jenigen, die einer staatlichen Interven-
tion im öffentlichen Raum misstrauisch 
gegenüberstehen. Manche Regierungen 
sind heute schon zu autoritär und unzu-
verlässig, um ihnen eine weitreichen-
de Regulierungsgewalt über die Medien 
(egal ob alt oder neu) oder die Vermittler 
anzuvertrauen. Obwohl es nicht ratsam 
wäre, in ungeordneten Gesellschaften 
eine weitreichende Medienregulierung 
einzuführen, plädiere ich im abschließen-
den Teil umso dringlicher dafür, diese in 
geregelten Gesellschaften einzuführen. 
Nur so lässt sich verhindern, dass die ab-
sehbaren Missstände im automatisierten 
öffentlichen Raum die Schwächung der 
Demokratie beschleunigen.



5I DER LANGE SCHATTEN DER VERANTWORTUNGS­
LOSIGKEIT VON INFORMATIONSVERMITTLERN

Jürgen Habermas schrieb 1962: «Der 
Prozeß der Transformation gesellschaft-
licher Macht in politische [bedarf] eben-
sosehr der Kritik und Kontrolle […] wie 
die legitime Ausübung der politischen 
Gewalt über die Gesellschaft» (Haber-
mas 1962: 249). Als Mitglied der Frank-
furter Schule erkannte Habermas sehr 
genau, wie die neuen Medien, manipu-
liert sowohl durch wirtschaftliche als 
auch durch staatliche Akteure, den Pro-
zess der demokratischen Willensbildung 
grundlegend verändert haben. Er erach-
tete dies als «Strukturwandel» des öffent-
lichen Raumes, da die neuen Medien-
formen die Ausdrucksfreiheit, die für die 
Meinungsbildung und -äußerung zentral 
ist, gleichzeitig vorantreiben, abändern 
und umformen.
Die Grundzüge der von Massenmedien 
gelenkten Politik und Kultur blieben in 
der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts 
weitgehend gleich. Seit den 1990er Jah-
ren hat der öffentliche Raum aber einen 
weiteren strukturellen Wandel durch-
gemacht. Giganten wie Facebook und 
Google haben größtenteils die Entschei-
dungen automatisiert, die früher von den 
Managern und Programmverantwort-
lichen der Fernsehsender oder von den 
Zeitungsredakteuren getroffen wurden. 
Automatisierte Empfehlungen sind zwar 
oft hilfreich, weil sie ZuschauerInnen da-
bei helfen, Ordnung in die überbordende 
Vielfalt der Online-Themen zu bringen, 
destabilisieren aber gleichzeitig traditi-
onelle Medienorganisationen und Wis-
senssysteme. 
Ein Beispiel: Während der Präsident-
schaftswahlen in den USA gab es be-
unruhigende Meldungen über politisch 

motivierte Manipulationen in den sozia-
len Medien. Überall wucherten unzuver-
lässige Quellen, vor allem in den rechten 
Echokammern. Im Dezember 2016 ver-
anlasste eine auf Facebook verbreitete 
Falschmeldung über Hillary Clinton einen 
Mann, mit einem Gewehr in ein Pizza
restaurant in Washington D.C. zu feuern 
(Abrams 2016).5 Diese Falschmeldung 
stammt Berichten zufolge ursprüng-
lich aus einem Tweet eines «White 
Supremacy»-Anhängers. Politisch mo-
tivierte, gewinnorientierte oder einfach 
nur leichtfertig gestreute Unwahrheiten 
florierten. Ein mazedonischer Teenager 
produzierte am laufenden Band frei er-
fundene Geschichten und diffamierte Hil-
lary Clinton mit einer endlosen Reihe an 
Lügen, um so schnelles Geld zu machen 
(Smith/Banic 2016). Für diejenigen, die 
Inhalte nur produzieren, um Gewinn zu 
erzielen, besteht die Wahrheit auf Face-
book allein aus Klicks und Anzeigengeld. 
Bence Kollanyi, Phil Howard und Samu-
el Woolley schätzen, dass Zehntausen-
de der Tweets, die während der zweiten 
US-amerikanischen Präsidentschaftsde-
batte «geschrieben» wurden, tatsächlich 
von Bots6 ausgespuckt wurden (Kollanyi 
u. a. 2016). Diese Bots erfüllen mehrere 
Funktionen: Sie können Falschmeldun-
gen verbreiten, und wenn genug von ih-
nen sich gegenseitig «retweeten», dann 
stehen ihre Antworten auf die Tweets7 

5  Der unter dem Namen Pizzagate bekannt gewordene Vor-
fall ging von einer Falschmeldung aus. Dort hieß es, dass aus 
der Pizzeria ein Kinderpornoring betrieben würde, in den auch 
die US-Präsidentschaftskandidatin Hillary Clinton involviert 
sei. (Anm. d. Hrsg.)  6  Bots meint in diesem Zusammenhang 
spezielle Programme, die automatisiert Kommentare zu be-
stimmten Themen in den sozialen Medien erstellen. (Anm. d. 
Hrsg.)  7  Ein Tweet ist die Bezeichnung für einen einzelnen 
Beitrag auf der Social-Media-Plattform Twitter. Retweeten be-
zeichnet das Teilen eines Tweets. (Anm. d. Hrsg.) 



6 der Kandidaten an erster Stelle. Zudem 
können sie Hashtags8 überschwemmen 
und dadurch die Bildung eines Ad-hoc-
Publikums zu einem bestimmten Thema 
sehr erschweren.
Facebook-Newsfeeds wurden von Lü-
gen und Propaganda überflutet, produ-
ziert von sich krebsartig ausbreitenden 
«Fake Content»-Generatoren und extrem 
parteiisch ausgerichteten Webseiten. 
Wie üblich wies Facebook jede Verant-
wortung für die Verbreitung von Falsch-
meldungen von sich, die etwa behaupte-
ten, dass der Papst sich für Donald Trump 
ausgesprochen habe oder dass Hillary 
Clinton eine Satanistin sei – um nur zwei 
der harmloseren Lügen zu nennen, die 
auf der Plattform zirkulierten (Schaedel 
2016; Evon 2016). Doch die Firma aus 
dem Silicon Valley trägt dafür auf mehre-
ren Ebenen Verantwortung:
Das grundlegende Design der Plattform 
hat zur Folge, dass sich alle auf Facebook 
geteilten (oder auf Google AMP9 prä-
sentierten) Nachrichten sehr ähnlich se-
hen, und zwar schon seit Jahren (Chayka 
2016). So kann eine Nachricht aus dem 
frei erfundenen Denver Guardian genau 
so glaubwürdig wirken wie ein mit dem 
Pulitzer-Preis ausgezeichneter investi-
gativer Bericht in der New York Times 
(Lubbers 2016). Um es ganz klar zu sa-
gen: Facebook profitiert von Fake News: 
Je häufiger eine Nachricht (ob wahr oder 
falsch) geteilt wird, desto mehr Werbe-
einnahmen bringt sie ein (Molina 2016). 
Zu unserer Beunruhigung wissen wir 
mittlerweile, dass Facebook die Trump-
Kampagne direkt bei deren Versuch un-
terstützt hat, afroamerikanische Wähle-
rInnen vom Wählen abzuhalten (Winston 
2016).
Google war wiederum in andere ras-
sistisch gefärbte Skandale verstrickt 

(Noble 2018). Man denke zum Beispiel 
an die wiederkehrenden Probleme mit 
der Google-Funktion «Autovervollstän-
digung», mit der Google versucht, ei-
ne Suchanfrage auf Basis der ersten ein 
oder zwei Worte zu vervollständigen. 
Google Autovervollständigungen waren 
schon oft rassistische und sexistische 
Stereotypen (Cadwalladr 2016). Goog-
les Bildersuche hat ebenfalls schon Er-
gebnisse voller Vorurteile generiert: In 
einem Fall wurden einige Fotos schwar-
zer Menschen diskriminierend unter dem 
Stichwort «Gorillas» präsentiert (Guarino 
2016; Barr 2015).
Hätten Google und Facebook eine ein-
deutige und öffentlich anerkannte ideolo-
gische Agenda, dann könnten die Nutze-
rInnen sie fassen und sich entsprechend 
dagegen schützen, indem sie den auf Ge-
winn bedachten Selbstdarstellungen mit 
Skepsis begegnen (Pasquale 2011). Doch 
sind diese Plattformen eher als einfach 
manipulierbare Werkzeuge zu verstehen, 
zum Vorteil von Suchmaschinenoptimie-
rerInnen, gut organisierten ExtremistIn-
nen und anderen, die an den Rändern 
der politischen Seriosität oder wissen-
schaftlichen Redlichkeit agieren. Wenn 
man im Oktober 2016 nach «Hillarys Ge-
sundheit» suchte, stieß man auf zahlrei-
che irreführende Videos und Artikel, die 
grundlos behaupteten, die Präsident-
schaftskandidatin der Demokraten sei an 
Parkinson erkrankt. Manchmal können 
entsetzliche Suchergebnisse auch töd-
lichen Hass befeuern. So sollen Sucher-

8  Ein Hashtag ist eine Art Schlagwort; mit diesem können in 
den sozialen Medien Beiträge zu einem bestimmten Thema ge-
kennzeichnet und somit von anderen NutzerInnen gefunden 
werden. (Anm. d. Hrsg.)  9  Bei Googles Accelerated Mobile 
Pages (AMP) handelt es sich um ein Format für die beschleu-
nigte Auslieferung von Webseiten speziell für Mobilgeräte. Die-
se werden auf dem Server von Google zwischengespeichert 
und sind sich vom äußeren Erscheinungsbild her recht ähn-
lich. (Anm. d. Hrsg.) 



7gebnisse von Google Berichten zufolge 
auch den Rassismus von Dylann Roof 
mitgeformt haben, der 2015 neun Men-
schen in einer traditionell schwarzen Kir-
chengemeinde in South Carolina in den 
USA ermordete. Laut Roof führte ihn sei-
ne Google-Suche nach Verbrechen, die 
von Schwarzen an Weißen verübt wur-
den, als Erstes auf die Website des Coun-
cil of Conservative Citizens, einer rassisti-
schen Organisation. «Seit dem Tag habe 
ich mich verändert», sagte er. Ebenso er-
leichtert es der automatisierte öffentliche 
Raum, Unterstützung für LeugnerInnen 
des Klimawandels, für Frauenhasser, Eth-
nonationalistInnen und TerroristInnen zu 
gewinnen und zu pflegen.
Entsetzliche Taten voller Gewalt und 
Hass werden wohl weiterhin gesche-
hen, wenn keine Maßnahmen dagegen 

ergriffen werden. Zudem ist die Demo-
kratie in einem nachlässig automatisier-
ten öffentlichen Raum nicht sicher. Ohne 
einen transparenten kuratorischen Pro-
zess kann die Öffentlichkeit nur schwer 
die Legitimität von Online-Quellen be-
urteilen. Vermehrt rufen deshalb Wis-
senschaftlerInnen, JournalistInnen und 
TechnologInnen die Giganten im Silicon 
Valley dazu auf, mehr Verantwortung für 
ihre Algorithmen zu übernehmen (Pas-
quale 2015a). Da Algorithmen in allen 
Bereichen des Lebens immer wichtiger 
werden, beschäftigen sie auch zuneh-
mend den Gesetzgeber. Und es gibt eine 
Vielzahl von Maßnahmen, die sowohl die 
Firmen im Silicon Valley als auch die Ge-
setzgeber ergreifen sollten, um für mehr 
Transparenz und Verantwortlichkeit zu 
sorgen.

II FÜR EINE STÄRKERE VERANTWORTLICHKEIT 
DER VERMITTLER

Die Reaktionen von AktivistInnen und 
WissenschaftlerInnen auf diese Verwick-
lungen sind sehr unterschiedlich. Einige 
KommunikationswissenschaftlerInnen 
kritisieren Facebook zu Recht wegen der 
Gleichgültigkeit, die die Firma gegenüber 
der Problematik von falschen oder irre-
führenden Inhalten an den Tag legt (Tu-
fekci 2016). Andere wiederum richten 
ihren Unmut gegen die Massenmedien, 
die ihrer Meinung nach durch Nachläs-
sigkeit oder einen Mangel an professio-
neller Verantwortung gegenüber rechten 
Nachrichtenseiten (und etablierten Me-
dienunternehmen wie CNN und The New 
York Times) den Aufstieg autoritärer Kan-
didaten wie Trump beschleunigt haben 
(Kreiss 2016; Robinson 2016). 

Kritik an den neuen Medien und eine tief 
greifende Enttäuschung über die alten 
Medien – das ist aber kein Widerspruch. 
Zudem müssen JournalistInnen und Pro-
grammierInnen zusammenarbeiten, um 
eine nachhaltige Lösung für dieses Pro-
blem zu finden. Facebook darf sich nicht 
länger unwidersprochen als bloße Platt-
form für die Inhalte anderer ausgeben, 
vor allem wenn es an Microtargeting10-
Anzeigen verdient (Pasquale 2016a). Das 
Unternehmen muss redaktionelle Ver-
antwortung übernehmen. Ebenso soll-
ten Megaplattformen wie Google eine 
grundsätzliche Verantwortung überneh-

10  Microtargeting ist eine Werbetechnik, mit der sich Zielgrup-
pen anhand einer Vielzahl von Unterscheidungskriterien sehr 
genau adressieren lassen. (Anm. d. Hrsg.) 



8 men für die Inhalte, die sie verbreiten. Im 
folgenden Teil werden mehrere Ansätze 
vorgestellt, die dabei helfen könnten, der 
Diskriminierung, Parteilichkeit und Pro-
paganda entgegenzuwirken, die allzu oft 
Online-Räume heimsucht (und zum Teil 
sogar dominiert).

Hasserfüllte Suchergebnisse 
markieren, beobachten und erklären
Im Jahr 2004 schafften es Antisemiten, 
eine den Holocaust leugnende Seite na-
mens «Jewwatch» in den ersten zehn 
Suchergebnissen für den Begriff «Jew» 
(Jude) zu platzieren (Pasquale 2006). 
Möglicherweise wurde dieser Prozess 
ausgerechnet von denen gefördert, die 
entsetzt auf diese Website linkten, um 
sie zu kritisieren. Je mehr Links es auf ei-
ne Website gibt, desto weiter vorn wird 
sie von Googles Algorithmus in den 
Suchergebnissen angezeigt. Die Anti-
Defamation League und andere Bürger-
rechtsorganisationen beanstanden, dass 
Googles Technik gewissen Akteuren zu 
Prominenz verhilft, die solche Aufmerk-
samkeit nicht verdienen.
Als Antwort auf diese Beschwerden 
setzte Google eine «Erklärung zu unse-
ren Suchergebnissen» oben auf die Sei-
te. Auf einer verlinkten Seite war dann 
zu lesen, warum die anstößige Website 
so weit vorn in den relevanten Rankings 
gelandet war. Das war Googles Form der 
Distanzierung. Diese Kennzeichnung er-
scheint jedoch nicht mehr. In Europa und 
vielen anderen Ländern sollten die Ge-
setzgeber sich überlegen, solche Mar-
kierungen für offensichtliche Fälle von 
«Hate Speech» (Hassrede) verpflich-
tend vorzuschreiben. Um Extremismus 
im Mainstream nicht gesellschaftsfähig 
zu machen, könnten die Kennzeichnun-
gen Links enthalten zu Artikeln über die 

Geschichte und Ziele von Gruppen mit 
harmlos klingenden Namen wie dem 
erwähnten Council of Conservative Citi-
zens (Pasquale 2016a u. 2008a).
Gibt es hier Bedenken wegen der freien 
Meinungsäußerung? Eigentlich nicht. 
Bessere Kennzeichnungsverfahren für Le-
bensmittel und Arzneimittel stehen in den 
USA nicht in Konflikt mit dem 1. Zusatzar-
tikel zur Verfassung, und warum sollte das 
nicht auch für Information gelten? Wie 
Juraprofessor Mark Patterson gezeigt hat, 
sind viele unserer wichtigsten Handelsor-
te auch Informationsmärkte: Statt eige-
ner Produkte oder Dienstleistungen bie-
ten Suchmaschinen Informationen über 
Produkte und Dienstleistungen, und die-
se Informationen können für den Erfolg ei-
ner Firma oder Gruppe ausschlaggebend 
sein (Patterson 2017). Wenn sie ungere-
gelt bleiben und leicht zu manipulieren für 
die, die sich die beste Suchmaschinenop-
timierung leisten können, dann sind die 
Menschen unzuverlässigen und tendenzi-
ösen Quellen ausgeliefert.

Die Daten protokollieren, die in 
algorithmische Systeme einfließen
Jede Firma, die über riesige Mengen an 
Informationen verfügen möchte, wird 
versuchen, ihre Methoden, wie sie die-
se generiert, geheim zu halten, und sei 
es nur, um Kontroversen zu vermeiden 
und unter den Wettbewerbern Nachah-
mer zu verhindern. Diese Geheimhal-
tung mag eine kluge Geschäftsstrategie 
sein, aber sie hindert uns daran, die vom 
Silicon Valley geschaffene soziale Welt 
wirklich zu verstehen. Zudem schafft In-
transparenz, gleichsam als ein moderner 
«Ring des Gyges»,11 reichlich Gelegen-

11  Ein Artefakt aus der griechischen Mythologie; der Ring ver-
lieh seinem Träger die Fähigkeit, sich unsichtbar zu machen. 
(Anm. d. Hrsg.) 



9heit, wettbewerbsfeindliches, diskrimi-
nierendes oder einfach nur nachlässiges 
Verhalten hinter technischer Unergründ-
lichkeit zu verbergen.
Inzwischen hat sich ein wiederkehrendes 
Muster etabliert: Jemand beschwert sich 
über die Praktiken einer großen Internet-
firma; die Firma behauptet daraufhin, 
dass ihre KritikerInnen nicht verstehen, 
wie die Algorithmen Inhalte sortieren 
und ordnen; und das verwirrte Publi-
kum muss schließlich die widerstreiten-
den Berichte in der Presse durchforsten. 
Bestimmte Suchvorgänge sind so kom-
plex, so geschützt durch rechtliche und 
tatsächliche Geheimhaltung, dass es 
für alle, die nicht für eine Suchmaschi-
ne oder ein soziales Netzwerk arbeiten, 
fast unmöglich ist, alle Faktoren zu iden-
tifizieren, die eine gegebene Menge an 
Suchergebnissen beeinflussen. Journa-
listInnen im Silicon Valley entscheiden 
sich im Zweifelsfall meist für die Sicht 
ihrer Anzeigenkunden; und die Geheim-
niskrämerei darüber, wie Online-Inhalte 
sortiert sind, kommt nationalen Medien 
genau zupass, wenn es um ihre eige-
nen Schablonen von ausgewogener Be-
richterstattung geht. Wenn ein Disput 
entsteht, weiß niemand genau, was ei-
gentlich passiert ist, und so werden un-
tereinander konkurrierende Berichte in 
ein «objektives» Gleichgewicht gebracht.
Die Behörden müssen in der Lage sein, 
zu verstehen, wie einige rassistische und 
antisemitische Gruppen die Suchma-
schinen und Newsfeeds in den sozialen 
Medien manipulieren (Pasquale 2010). 
Wir sollten vorschreiben, dass unverän-
derbare Auditprotokolle von den Daten 
angefertigt werden, die in die algorithmi-
schen Systeme einfließen. Maschinelles 
Lernen, vorausschauende Analytik und 
Algorithmen sind aufgrund ihrer Komple-

xität schwer zu verstehen, aber das trifft 
auf Datensätze nicht zu. Diese können 
algorithmischen Audits unterzogen wer-
den.
Mit einigen relativ einfachen Reformen 
könnte man den Unternehmen jenseits 
von Google und Facebook erheblich da-
bei helfen, festzustellen, ob und wie die 
Ergebnisse und Newsfeeds ihrer Fir-
men manipuliert werden. Da sich damit 
kein Geld verdienen lässt, ist nicht zu er-
warten, dass diese Firmen von sich aus 
solche Maßnahmen ergreifen, doch 
könnten interessierte nichtstaatliche Or-
ganisationen ihnen dabei helfen, den öf-
fentlichen Raum besser zu schützen.

Bestimmte Inhalte verbieten
In Fällen, in denen das Computerdenken 
hinter den Suchergebnissen tatsächlich 
zu komplex ist, um es den Menschen 
durch klassische Erzählungen oder Glei-
chungen zu erklären, gibt es einen al-
ternativen regulierenden Ansatz: Man 
könnte die Arten von Informationen be-
grenzen, die bereitgestellt werden dür-
fen.
Eine solche Vorgehensweise würde in 
den Vereinigten Staaten bestimmt ver-
fassungsrechtliche Einwände hervor-
rufen, doch Länder wie Frankreich und 
Deutschland haben gewisse Nazi-Web-
seiten und das Anbieten von entspre-
chenden Devotionalien gänzlich ver-
boten. Politische Entscheidungsträger 
sollten sich auch eingehend mit den 
Möglichkeiten rechtlicher Beschränkun-
gen befassen, wenn es um «Aufruf zum 
Völkermord» geht. Es gilt, Richtlinien zu 
entwickeln, die Hassrede untersagen, 
wenn von ihr eindeutig und akut Gefahr 
ausgeht, etwa wenn sie dazu aufruft, 
gefährdete Gruppen systematisch ab-
zuschlachten oder Gewalt gegen sie an-



10 zuwenden. Das wäre ein geringer Preis 
für einen weniger hasserfüllten öffentli-
chen Raum. Sollten solche Schritte nicht 
ergriffen werden, ist damit zu rechnen, 
dass eine von den sozialen Medien ge-
schürte Panik vor verachteten Minderhei-
ten zu Gewalt führen wird. 
Sicherlich würde dieses Vorgehen ge-
richtliche Schritte in den Vereinigten 
Staaten nach sich ziehen, wo eine Art 
«Meinungsfreiheitsfundamentalismus» 
noch die verwerflichsten Aussagen 
schützt. Cyber-Libertäre sind der Mei-
nung, das algorithmische Ordnen von 
Informationen sei durch den 1. Zusatz-
artikel zur Verfassung geschützt. Die-
selben WissenschaftlerInnen und Rich-
terInnen, die die «Meinungsäußerung» 
von Computern schützen, behaupten, 
die «Meinungsfreiheit» riesiger Konzer-
ne verdiene außergewöhnlichen Schutz 
vor dem Staat, den ebendiese Konzer-
ne schon so oft korrumpiert und koop-
tiert haben. Die sprechenden Roboter 
von Asimov und anderen Science-Fic-
tion-AutorInnen haben das Konzept 
der freien Meinungsäußerung für Kon-
zerne romantisiert. Der logische End-
punkt dieser Entwicklung ist ein stän-
diger «Kampf um Aufmerksamkeit» 
zwischen verschiedenen Roboter-Hee-
ren; siegen werden diejenigen Firmen, 
die sich die besten Programmierer leis-
ten und die Dynamik der Netzwerkeffek-
te am besten nutzen können, um mithil-
fe massiver Datensammlungen optimal 
Nachrichten für ausgewählte Microziel-
gruppen zu erstellen. Es versteht sich 
von selbst, dass diese Zersetzung des 
öffentlichen Raumes kein Triumph der 
klassischen Werte der freien Meinungs-
äußerung (Autonomie und demokrati-
sche Selbstbestimmung) ist; tatsäch-
lich weist sie eher darauf hin, dass diese 

Werte sich in dem künstlichen Konsens 
einer imaginären Öffentlichkeit auflösen 
werden.

Externe Anmerkungen zu verleum-
derischen Postings erlauben 
und mehr Menschen einstellen, 
die Beschwerden beurteilen
In den USA und anderswo könnten spe-
zifische Anmerkungen – etwa das Recht 
auf Gegendarstellung – in bestimmten 
Fällen genehmigt werden, wenn Indivi-
duen oder Gruppen verleumdet werden 
(Pasquale 2008a). Die Firma Google hält 
weiterhin daran fest, dass sie die Au-
tonomie ihrer Algorithmen nicht durch 
menschliches Urteil verzerren möchte. 
Allerdings beruhen sogar Rechtschreib-
vorschläge auf menschlichem Urteil, 
und Google entwickelte dieses Feature 
nicht nur mit Algorithmen, sondern auch 
durch ein sorgfältiges und abgestimm-
tes Zusammenspiel zwischen Informatik
expertInnen und menschlichen Beta-Tes-
terInnen,12 die Auskunft darüber geben, 
wie zufrieden sie mit verschiedenen Er-
gebniskonfigurationen waren. Wie Sarah 
Roberts, Lily Irani und Paško Bilić gezeigt 
haben, verlassen sich vermeintlich digi-
talisierte Firmen ständig auf menschliche 
Interventionen (Bilić 2016; Irani 2013; 
Roberts 2016a u. 2016b). Für diese Fir-
men wäre es keine große Belastung, 
mehr Menschen zu diesem Zweck einzu-
setzen. 
Das ist wichtig, weil wir jetzt wissen (soll-
ten wir es je bezweifelt haben), dass die 
überkommene Metapher vom «Markt-
platz der Ideen» irreführend ist. Die bes-
ten Ideen werden nicht unbedingt am 
meisten geschätzt und eine sensations-

12  Beta-TesterInnen sind AnwenderInnen, die sich an der Pro-
grammfehlersuche eines sich noch in der Entwicklungsphase 
befindlichen Software-Programms beteiligen. (Anm. d. Hrsg.) 



11lüsterne und Vorurteile bedienende Pro-
paganda kann sorgfältige Berichterstat-
tung verdrängen. Für hochmotivierte und 
ausreichend finanzstarke Gruppen ist es 
ein Leichtes, Newsfeeds oder Suchma-
schinenrankings zu manipulieren. Dark 
Ads13 und ausgeklügelte Personalisie-
rungsalgorithmen erlauben ein ständiges 
Experimentieren mit ahnungslosen Men-
schen, sodass durch A/B-Tests14 heraus-
gefunden werden kann, welche Manipu-
lationen am besten funktionieren. Ohne 
eine gewissenhafte und professionelle 
Kuratierung solcher algorithmischen An-
ordnungen von Informationen ist die Au-
tomatisierung des öffentlichen Raumes 
anfällig für Verzerrung durch finanzstarke 
und tendenziöse Organisationen. Die Tat-
sache, dass die EU ein Recht auf Verges-
senwerden und ein Recht auf Löschung 
festgeschrieben hat, zeigt, dass das algo-
rithmische Sortieren von Informationen 
ein von der Gesellschaft beeinflusster 
Prozess sein kann, mit gerechteren Arten 
der Teilnahme für BürgerInnen und die 
Zivilgesellschaft (Pasquale 2016b).

Die Möglichkeiten für räuberisches 
Verhalten von Online-Vermittlern 
einschränken
Personalisierung veranlasst die Anzei-
genkunden, sich von den traditionellen, 
aber auch von den weniger traditionel-
len Verlagen zugunsten von riesigen In-
ternetplattformen abzuwenden. Kein 
Konkurrent hat so fein abgestimmte und 
zugleich so umfangreiche Daten. Das Er-
gebnis ist eine fortwährende Revoluti-
on, in der es darum geht, wer sich eine 
Veröffentlichung weiterhin leisten kann, 
zusammen mit der begleitenden Sor-
ge über die Konzentration von Medien-
macht in immer weniger Händen. Der 
Plattformbesitzer Jeff Bezos hat ein Ver-

mögen angehäuft, das 100 Mal so groß 
ist wie der Wert der zweitwertvollsten 
Zeitung in den Vereinigten Staaten, der 
Washington Post. Er kaufte die Post und 
schränkte damit die Fähigkeit der Zei-
tung ein, den Aufbau seines Wirtschafts
imperiums und ähnliche Strategien von 
anderen Plattformkapitalisten zu kritisie-
ren. Betrachtet man die Möglichkeiten, 
die sich aus ihren stets wachsenden Ein-
künften ergeben, dann könnten große 
Plattformen bald damit anfangen, mehr 
eigene Inhalte zu produzieren, wie es die 
Kabelnetzbetreiber und Internetanbieter 
schon tun, oder sogar ganze Kabelnetz-
betreiber und Internetanbieter zu kaufen. 
Diese Art von vertikaler Integration wäre 
eine riesige Bedrohung für den unabhän-
gigen Journalismus.
Angesichts all der negativen externen Ef-
fekte, die Online-Vermittler verursachen, 
sollte der Gesetzgeber die Höhe ihrer Ge-
winne begrenzen und in Relation setzen 
zu den Einkünften der Content-Inhaber, 
von deren Arbeit sie abhängig sind. Bei 
der Krankenversicherung in den USA 
beispielsweise dürfen private Versiche-
rungsfirmen nur einen bestimmten Pro-
zentsatz der Beiträge behalten (normaler-
weise 15 bis 20 Prozent) – der Rest muss 
an das Gesundheitswesen abgeführt 
werden, an Krankenhäuser, Ärzte und 
Arzneimittelfirmen. Solche Regeln ver-
hindern, dass die Vermittler einen zu gro-
ßen Anteil der Ausgaben in einem Sek-
tor für sich vereinnahmen – was auch in 
Bezug auf Internetmonopole eine akute 
Gefahr ist. Regierungen könnten die Pro-
fite begrenzen, die Suchmaschinen und 

13  Dark Ads sind Werbeanzeigen, die nur bestimmten Zielgrup-
pen angezeigt werden, das heißt nicht für alle sichtbar sind. 
(Anm. d. Hrsg.)  14  A/B-Tests sind Tests mit verschiedenen Va-
rianten, z. B. einer Werbeanzeige oder eines Newsletteraufma-
chers. Die Variante mit dem besseren Ergebnis wird dann oft 
an einen größeren Empfängerkreis ausgeliefert. (Anm. d. Hrsg.) 



12 soziale Netzwerke als Vermittler machen, 
und verlangen, dass diese Firmen einen 
Teil ihrer Einnahmen mit denen teilen, 
die die Inhalte erstellen, wie zum Beispiel 
Zeitungen und Medienunternehmen (La-
nier 2013; Lehdonvirta 2017). Alternativ 
könnten die Gesetzgeber einfach die gro-
ßen Plattformen dazu zwingen, einen fai-
ren Anteil an Steuern zu zahlen, statt sie 
mithilfe von Steueroasen zu umgehen. 
Ein Teil dieser Einnahmen könnte dann 
für alternative öffentliche Sender ver-
wendet werden. 

Inhalte ausblenden, die Schaden 
anrichten und keinem öffentlichen 
Interesse dienen
Bei Suchergebnissen zu einzelnen Perso-
nen haben viele Länder Google dazu ge-
zwungen, mehr Vorsicht bei der Zusam-
menstellung von Datendossiers walten 
zu lassen, die in Suchmaschinenrankings 
präsentiert werden. Dank dem Europäi-
schen Gerichtshof können EuropäerIn-
nen nun beantragen, dass spezifische 
Suchergebnisse mit «unangemesse-
nen, irrelevanten, nicht länger relevanten 

oder unverhältnismäßigen» Informatio-
nen entfernt werden, solange es nicht im 
breiteren öffentlichen Interesse ist, dass 
diese Informationen über eine Namens-
suche zu finden sind (Pasquale 2016b).
Der Mittelweg zwischen Informations-
anarchie und Zensur ist eine spezifische 
Form des Vergessens: Informationen 
werden nicht als solche aus dem Inter-
net entfernt – sie sind weiterhin in der ur-
sprünglichen Quelle zu finden, ebenso in 
Suchergebnissen, die nicht den Namen 
der sich beschwerenden Person enthal-
ten –, aber ein einzelner Vorfall kann nicht 
länger die Suchergebnisse zu dem Na-
men eines gewöhnlichen Menschen bis 
auf Weiteres dominieren. Zum Beispiel 
hat eine Frau, deren Mann vor 20 Jahren 
ermordet wurde, Google dazu zwingen 
können, Meldungen über den Mord aus 
den Suchergebnissen zu ihrem Namen 
zu entfernen. Diese Art von öffentlicher 
Verantwortung ist eine erste Maßnahme, 
damit Suchergebnisse und Newsfeeds 
in sozialen Netzwerken die Werte der 
Öffentlichkeit und das Recht auf Privat-
sphäre widerspiegeln.

III BEDENKEN UND ZUGESTÄNDNISSE

Praktisch alle oben beschriebenen Vor-
schläge werden auf heftigen Widerstand 
stoßen. Zum Teil wird dieser rein kom-
merziell motiviert sein: Es kostet schlicht 
mehr, Hate Speech und Fake News zu 
überwachen, als ihre ProduzentInnen ge-
währen zu lassen. Plattformen würden 
lieber weiterhin einfach Werbeeinnah-
men anhäufen. Wie Jodie Dean gezeigt 
hat, sorgen empörende Inhalte online 
für mindestens so viel Engagement, wie 
sie es in den traditionellen Medien ta-

ten (Dean 2010). Tatsächlich wird das 
Problem online sogar verschärft, da die 
Personalisierung es Plattformen erlaubt, 
Material genau so anzubieten, dass es 
möglichst viel geklickt, geliked und ge-
teilt wird (Citron 2014). Würde dieser 
Prozess der immer schneller geäußer-
ten Meinungen und Reaktionen verlang-
samt, dann könnten die Plattformen an 
weniger Nutzerdaten kommen und we-
niger Werbeeinnahmen einstreichen 
(Srnicek 2017). Dies würde auch die Fä-



13higkeit von Plattformen beschränken, 
ihre NutzerInnen in Menschen zu ver-
wandeln, die kritiklos so handeln, dass 
ihr Verhalten manipuliert werden kann 
(Schüll 2012). Können Plattformen nicht 
überzeugend nachweisen, dass die oben 
beschriebene Vermittlerverantwortung 
ihre Profitrate unter ein akzeptables Maß 
drückt, dann sollten solche auf Kosten-
gründe rekurrierenden Einwände abge-
lehnt werden. Weder Mark Zuckerberg 
noch die Aktionäre von Facebook ha-
ben ein Recht darauf, kontinuierlich riesi-
ge Renditen einzustreichen. Tatsächlich 
könnte es sogar Innovationen fördern, 
wenn man sie daran hindert, dermaßen 
riesige Überschüsse zu erzielen, mit de-
nen sie dann Konkurrenten und ähnliche 
Firmen aufkaufen (Stucke/Grunes 2017).
Viele Verteidiger der großen Technolo-
giekonzerne behaupten, es sei für eine 
Firma wie Facebook unmöglich (oder 
unklug), eine solche Verantwortung zu 
übernehmen (Turton 2016; Lessin 2016). 
Sie argumentieren, dass einfach zu viele 
Inhalte geteilt werden, als dass sie von ei-
ner Person oder einem Team beaufsich-
tigt werden können. Dieses Argument 
ignoriert jedoch die Tatsache, dass Such-
ergebnisse bei Google ständig algorith-
misch und manuell manipuliert werden. 
Der Wissenschaftsjournalist Timothy Lee 
erklärt:
In den 2000er Jahren wurden die Men-
schen immer besser darin, Googles 
Suchalgorithmus zu manipulieren. 
Manche von ihnen betrieben medien-
ähnliche Unternehmen, bei denen die 
AutorenInnen Dutzende kurze und 
schlecht recherchierte Artikel auf Basis 
von beliebten Suchbegriffen produzier-
ten. […] In einem Blog Posting im Ja-
nuar 2011 gestand Matt Cutts, Chef für 
Suchqualität bei Google, dass Google 

große Schwierigkeiten mit diesen 
«Content-Farmen» hatte. […] Noch im 
selben Jahr schlug Google zu: Die Firma 
änderte ihren Suchalgorithmus und das 
Geschäftsmodell der Content-Farmen 
brach zusammen.
In diesem Fall hat Google ein bewuss-
tes Werturteil gefällt und beschlossen, 
dass manche Inhalte schlimmer sind 
als andere. Anfänglich verfolgte Goog-
le einen naiven datengestützten Ansatz, 
basierend auf der Annahme, dass ein 
Link von einer Seite auf die andere ein 
Zeichen von Qualität ist. […] [In späte-
ren komplexeren Versionen] brachte 
Google auch menschliche PrüferInnen 
ins Spiel, weil Algorithmen früher oder 
später Fehler machen und eine manuel-
le menschliche Prüfung notwendig ist, 
um die Algorithmen auf den richtigen 
Weg zu bringen. Bewertete Seiten kön-
nen wieder in Googles Software einge-
speist werden, sodass die Algorithmen 
aus dem menschlichen Urteil lernen 
und stetig besser werden. Für Face-
book heißt es also nicht entweder/oder, 
die Firma kann Fake News mit Algorith-
men und menschlichen RedakteurIn-
nen bekämpfen. Ein effektiver Kampf 
gegen Fake News braucht den inten-
siven Einsatz beider Herangehenswei-
sen. (Lee 2016)
Diese Ausführungen beinhalten eini-
ge wichtige Lektionen. Erstens sollte 
man auf der Hut sein vor der bequemen 
Selbstverdinglichung der Plattformen. Es 
mag sein, dass Facebook nur ein Tech-
nologieunternehmen sein möchte. Die 
Firma besteht beharrlich und zuneh-
mend gereizt darauf, dass unüberwach-
tes maschinelles Lernen die Proble-
me der Plattform besser lösen kann als 
ein überwachtes maschinelles Lernen. 
Aber diese «Identität» ist eine konstruier-



14 te und kommt ihnen sehr gelegen, aber 
sie passt nicht dazu, dass die Technolo-
gieunternehmen sich auf den Schutz der 
freien Meinungsäußerung berufen, um 
ihre Handlungen vor staatlicher Überprü-
fung zu schützen (Pasquale 2016c).
Neben wirtschaftlichen und technischen 
Einwänden gibt es auch einen dritten 
und gewichtigeren Einwand gegen die 
Verantwortung der Vermittler. Dieser be-
zieht sich auf den Regulierungsapparat, 
der nötig ist, um diese Verantwortung 
sinnvoll und robust zu gestalten. Autori-
täre Regimes haben bereits Versuche un-
ternommen, politische Kritik zu unterdrü-
cken, indem sie Facebook und Google 
regulieren. Die Regierungen Thailands, 
Russlands, Chinas und der Türkei über-
wachen aggressiv jede Kritik an Regie-
rungskreisen und schüchtern Dissi-
denten ein. Korrupte Regierungen sind 
möglicherweise anfällig für exzessive Be-
einflussung durch gut organisierte Lob-
byorganisationen. LobbyistInnen für fos-
sile Energieträger könnten Gesetzgeber 
dazu bringen, die Vermittler zu zwingen, 
UmweltaktivistInnen zu überwachen und 
zu zensieren, die sich dem Widerstand 
gegen Pipeline-Projekte verschrieben ha-
ben (Citron/Pasquale 2011: 1445; ACLU 
2017). Allzu scharfe Kennzeichnungs-
vorschriften oder das Recht auf Verges-
senwerden könnten als Vorwand dienen, 
eine beliebte Plattform aus einem Land 
zu verbannen. Regierungen könnten ih-
re Besteuerungskompetenzen missbrau-
chen und eine Plattform abstrafen, die 
scharfe oder politisch wirksame Kritik 
an ihnen ermöglicht. Plattformen könn-
ten sich dafür einsetzen, dass ihre eige-
nen Angestellten und Verbündeten in die 
Behörden und Kommissionen gelangen, 
die sie eigentlich regulieren sollen. Eine 
Kommission, die sich mit Internetsuche, 

Robotik oder sozialen Netzwerken be-
schäftigt, könnte zum Beispiel mit einer 
robusten Agenda ausgestattet werden, 
aber im Lauf der Jahre oder Jahrzehnte 
von Beauftragten übernommen werden, 
die eng mit den dominanten Akteuren 
der Industrie verbunden sind.15 
Dennoch gibt es wenig Grund, anzuneh-
men, dass das Vorgehen der autoritärs-
ten Regierungen dasjenige in anderen 
entwickelten und demokratischen Ge-
sellschaften beeinflussen wird. Tatsäch-
lich könnten öffentliche Interventionen 
in ein noch geregeltes Staatswesen der 
einzige Weg sein, dessen Ordnung auf-
rechtzuerhalten. Manche dieser Beden-
ken sind Variationen des klassischen 
Problems der potenziellen Vereinnah-
mung von Regulierungsinstanzen. Ge-
nau die Institutionen, die eine Industrie 
regulieren sollten, könnten unter den 
Machteinfluss diese Industrie gelangen. 
Glücklicherweise wurde dieses Prob-
lem inzwischen so sorgfältig studiert, 
dass es viele vorbeugende Maßnahmen 
gibt, die man einleiten könnte, um diese 
Entwicklung zu vermeiden (Carpenter/
Moss 2014). Gesetzliche Regeln könnten 
Funktionäre und Bürokraten daran hin-
dern, vor Ablauf von fünf bis zehn Jah-
ren in die Industrie zu wechseln, die sie 
zuvor bei ihrer Behörde reguliert haben. 
Eine bessere Bezahlung der Gesetzgeber 
würde ebenfalls für mehr Unabhängig-
keit sorgen; hilfreich wäre auch ein auto-
matischer Finanzierungsmechanismus 
wie der, der es der US-amerikanischen 
Behörde für finanziellen Verbraucher-
schutz (Consumer Financial Protection 
Bureau) erlaubt, als führende konsumen-
tenfreundliche finanzielle Steuerungs-

15  Bracha und Pasquale (2008) haben sich erstmals in juristi-
scher Form mit einer Regulierungsbehörde für Suchmaschi-
nen befasst. 



15instanz aufzutreten. Das Problem der 
möglichen Vereinnahmung von Regulie-
rungsbehörden ist zwar ernst, aber nicht 
unlösbar. 
Das von Charles Lindblom identifizier-
te Zirkularitätsproblem wiegt da schon 
schwerer: Dabei handelt es sich um die 
Fähigkeit von mächtigen wirtschaftli-
chen Organisationen, politische Instituti-
onen zu übernehmen und sie zu benut-
zen, um wiederum ihre wirtschaftliche 
Macht auszubauen, um mit diesen Res-
sourcen ihre politische Macht zu ver-
ankern (Lindblom 1977: 201–213). Der 
Aufstieg von Oligarchen überall auf der 
Welt zeigt, wie ernst dieses Problem der 
Zirkularität sein kann (Winters 2011). 
Die Tendenz von Oligarchen, politische 
Maßnahmen zu ergreifen, die die mate-
riellen Lebensbedingungen ihrer Wähle-
rInnen verschlechtern, und zugleich die 
Unzufriedenheit just darüber zur Grund-
lage von deren politischer Identität zu 
machen, sollte ebenfalls als Ansporn die-
nen, die Grundlagen der Kritikpunkte neu 
zu überdenken, die das oben beschriebe-
ne Reformprogramm motivierten.
Man denke zum Beispiel an das Prob-
lem der Filterblase (Pariser 2011; Sun-
stein 2007). Die Personalisierung erlaubt 
es InternetnutzerInnen, die Ansichten zu 
ignorieren, mit denen sie nicht überein-
stimmen; Filterblasen verstärken so die 
oben beschriebene Polarisierung. Neh-
men wir einmal an, dass es tatsächlich 
einen Mittelweg oder Konsens gibt, wel-
cher der Rettung wert ist. Bisherige Lö-
sungsvorschläge für die Filterblasendy-
namik plädieren dafür, dass «alle Seiten» 
oder «beide Seiten» in einem gewissen 
Maß an gegensätzlichen oder vielfältigen 
Perspektiven ausgesetzt werden müs-
sen, zum Beispiel durch Must-Carry-Re-
geln16 oder eine freiwillig implementierte 

Version davon (Pasquale 2016a: 499 f.). 
Um solch eine Reform tragfähig erschei-
nen zu lassen, wollen wir eine Gesell-
schaft unterstellen, die binär gespalten 
ist zwischen linken und rechten Wähle-
rInnen. Das große Problem für die Befür-
worterInnen von Filterblasen-Reformen 
ist, dass sie nicht angemessen nach-
weisen können, ob eine Konfrontation 
der AnhängerInnen der einen Seite mit 
den Fakten, den Prioritäten, der Ideolo-
gie und den Werten der anderen Seite zu 
Verständnis oder Ablehnung, Umdenken 
oder Renitenz führen wird.
Nun sind Wirkungsanalysen in den Me-
dien seit Jahrzehnten umstritten. Viel-
leicht ist es für die digitalen deliberativen 
DemokratInnen von heute unmöglich, zu 
zeigen, dass WählerInnen anderen Mei-
nungen gegenüber aufgeschlossen sind 
(Gutmann/Thompson 2004). Aber sie 
sollten sich nicht der Gefahr verschlie-
ßen, von der plausible Modelle asymme-
trischer Offenheit gegenüber anderen 
Standpunkten ausgehen. In einer Ge-
sellschaft mit einer ideologisch «harten» 
Linken und einer «moderaten Rechten» 
beispielsweise wären die Menschen, die 
moderat rechts sind, dazu bereit, man-
che linke Vorschläge zu erwägen und 
in manchen Fällen sogar anzunehmen, 
während die große Mehrheit der Linken 
unverändert jede rechte Idee ablehnen 
würde. In so einem Szenario würde ein 
Angriff auf die Filterblase höchstens die 
konservative Selbstidentifizierung der 
«moderaten Rechten» aushöhlen und 
dabei die ideologisch «harte» Linke un-
terstützen. Die Rechte in den Vereinigten 
Staaten scheint gegen ein solches ideo-
logisches Nachgeben gewappnet, viel-
leicht weil sie intuitiv die Gefahr für ihre 

16  Must-Carry-Regeln sind Verbreitungsverpflichtungen für 
bestimmte Inhalte. (Anm. d. Hrsg.) 



16 Kohärenz und ihre Fähigkeit, Macht aus-
zuüben, erkannt hat. Oft verteidigen oder 
unterstützen die moderaten Rechten die, 
die weiter rechts stehen, aber dieses Ent-
gegenkommen erstreckt sich selten in 
die andere Richtung (Nagle 2017).
In einer Situation der asymmetrischen 
Überzeugbarkeit werden von Filterbla-
sen inspirierte Reformen nur die Macht 
derjenigen sozialen Gruppe oder poli-
tischen Partei konsolidieren, die am be-
harrlichsten zu ihren Positionen steht. 
Man kann sich natürlich auch Situatio-
nen vorstellen, in denen, ähnlich wie in 
dem Film «Die Zwölf Geschworenen», 
eine kleine Minderheit von zutiefst über-
zeugten Menschen, die aufgrund dieser 
Reformen auch Kontakt zu anderen hat, 
Stück für Stück den Rest der Gesellschaft 
von ihren Positionen überzeugt. Doch ist 
es genauso wahrscheinlich, dass sich die 
Gesellschaft aufspaltet: in die, die eher 
nachdenken, und in die, die eher aktiv 
sind, wie in dem berüchtigten Zitat eines 
Mitglieds der Administration von George 
W. Bush über die «realitätsbasierte Ge-
meinschaft».17 
Diese grundlegende Kritik an Filterbla-
sen-Reformen weist auf ein größeres 
Problem hin, wenn Reformen des auto-
matisierten öffentlichen Raumes auf de-
liberativer politischer Theorie basieren 
(Pasquale 2008c). Wie kann eine Demo-
kratie funktionieren, wenn große Teile 
der Bevölkerung sich vollkommen ge-
gensätzlichen Konzepten über das We-
sen der Politik verschrieben haben? Da-
bei würde der deliberativistische Ansatz 
ein Ende des Spektrums der politischen 
Theorien bezeichnen, der Schmitt’sche 
Dezisionismus das andere. Deliberati-
visten betrachten die Politik prinzipiell 
als Bereich durchdachter Meinungsver-
schiedenheiten, die nach einer Debatte 

in einer Art von Übereinstimmung (oder 
zumindest einem besseren Verständnis) 
enden (Parkinson/Mansbridge 2012). 
Jürgen Habermas beschreibt die «ide-
ale Sprechsituation» als das regulative 
Ideal solcher politischen Deliberation; je-
der kann entweder die eigene Meinung 
ausdrücken und von anderen lernen oder 
kann zumindest darauf vertrauen, dass 
die politischen VertreterInnen in der Le-
gislative in einen ähnlichen Prozess ein-
gebunden sind (Habermas 1962).
Habermas’ Konzept für eine parlamen-
tarische Demokratie war Teil eines jahr-
zehntelangen akademischen Versuchs, 
den mit Carl Schmitt verbundenen post
rationalen, auf Emotionen basieren-
den Politiktypus zu verdrängen (Müller-
Doohm 2017). Schmitts kritische Ideen 
haben jedoch heute noch eine größe-
re Zugkraft, sowohl in der Diagnose der 
politischen Polarisierung als auch in den 
tatsächlichen Haltungen und Handlun-
gen vieler WählerInnen und PolitikerIn-
nen. Für die, die sich der Schmitt’schen 
Perspektive verschrieben haben, gibt es 
in der Politik Freunde und Feinde, und 
es gibt kaum eine neue Information, die 
sie von ihrer Treue zu ihrer Partei oder ih-
rem Anführer abbringen könnte. Unver-
gessen, wie US-Präsident Donald Trump 
prahlte, dass er «jemanden auf der Fifth 
Avenue erschießen könnte» und ihm 
seine WählerInnen trotzdem treu blei-

17  In einem Artikel zitierte der Journalist Ron Suskind ein hoch-
rangiges Mitglied der Regierung von George W. Bush, der sag-
te, «dass Typen wie ich in einer sogenannten ‹realitätsbasierten 
Gemeinschaft›» leben; er definiert solche Menschen als Men-
schen die «daran glauben, dass Lösungen sich aus einer sorg-
fältigen Erforschung der erkennbaren Realität entwickeln. […] 
‹Aber so läuft es eigentlich nicht mehr›, fährt er fort. ‹Wir sind 
jetzt ein Reich, und wenn wir handeln, erschaffen wir unsere 
eigene Realität. Und während du diese Realität studierst – so 
sorgfältig, wie du möchtest – handeln wir wieder und erschaf-
fen damit neue Realitäten, die du wieder studieren kannst, und 
so regeln sich die Dinge. Wir sind historische Akteure. […] Und 
euch allen bleibt nur übrig, das zu studieren, was wir tun›» 
(Suskind 2004). 



17ben würden. Ein perfektes Beispiel für 
Schmitt’sche Hingabe. Strategisch ge-
dacht kann eine politische Partei die Re-
geln von Wahlen ändern, um die eigene 
Macht zu festigen und damit eine selbst-
verstärkende Dynamik erzeugen: Je 
mehr sich diese Regeln zu ihren Gunsten 
ändern, desto mehr Gelegenheiten hat 
sie, ihre Mehrheit oder qualifizierte Mehr-
heit noch fester zu verankern, mit der sie 

weitere Regeländerungen vornehmen 
kann (Daley 2015; Berman 2016). Unter 
solchen Umständen könnten die meis-
ten oder alle oben genannten Reformen 
nach hinten losgehen und die Macht ei-
ner dominanten Partei in einem ungere-
gelten politischen System erweitern, an-
statt die Art Pluralismus zu schützen und 
zu fördern, die eine geordnete Demokra-
tie ausmacht. 

IV SCHLUSS: EINE RÜCKKEHR 
ZUM PROFESSIONALISMUS

Angesichts der vielen potenziellen Fall-
stricke, die bei der Regulierung des au-
tomatisierten öffentlichen Raumes lau-
ern, sollten die in Teil II beschriebenen 
Reformvorschläge in geregelten poli-
tischen Systemen mit Vorsicht durch-
geführt werden; in ungeregelten politi-
schen Systemen sind sie wahrscheinlich 
unmöglich oder sogar kontraproduktiv. 
Ungeachtet dieser schwierigen Unter-
scheidungen können diejenigen, die im 
Bereich der Medien arbeiten, viel tun, um 
auf die Schwächen des automatisierten 
öffentlichen Raumes zu reagieren.
JournalistInnen sollten sich energischer 
zu ihren professionellen Vorrechten und 
ihrer professionellen Identität bekennen. 
In der Zeit nach den Fake-News-Skan-
dalen behauptete Tim O’Reilly, dass die 
Entscheidungen darüber, wie News-
feeds organisiert und die Informationen 
darin präsentiert werden, inhärent al-
gorithmische Funktionen seien, die 
von den Technikern bei Facebook über-
wacht werden sollten (O’Reilly 2016). 
Die Alpha-Geeks,18 die O’Reilly diskutiert, 
sind sicherlich der gleichen Meinung: 
Die menschlichen RedakteurInnen, die 

bis vor einiger Zeit die Trendthemen auf 
Facebook moderierten, waren Vertrags-
arbeiterInnen mit niedrigem Status, die 
kurzerhand gefeuert wurden, als ein 
schlecht belegter Bericht behauptete, 
dass konservative Inhalte unterdrückt 
würden (Ohlheiser 2016; CBS News 
2016). Kurz darauf wurde Facebook von 
ebenden Fake News überschwemmt, die 
jetzt für so viel Diskussionsstoff sorgen. 
Die eigentliche Lektion lautet hier, dass 
Facebook die menschlichen Redakteu-
rInnen wieder einsetzen sollte und ihnen 
nicht weniger, sondern mehr Handlungs-
vollmacht geben und dafür sorgen sollte, 
dass deren Äußerungen gewissen Stan-
dards der Überprüfbarkeit und Rechen-
schaftspflicht folgen.
Manche Kommunikationswissenschaft-
lerInnen sind dagegen, die Erstellung, 
Kuratierung und Verteilung von Online-In-
halten zu professionalisieren; sie berufen 
sich auf einen Bürgerjournalismus, der 
die Macht der Presse für alle BürgerInnen 

18  Geeks sind Personen, die ein großes Interesse an wissen-
schaftlichen und technischen Themen haben. Alpha Geeks 
sind nach O’Reilly der Teil dieser Personengruppe, der sich 
zuallererst mit neuen Themen und Technologien beschäftigt. 
(Anm. d. Hrsg.)



18 mit Computer und Internetzugang demo-
kratisiert. So schön diese Vorstellung the-
oretisch sein mag, so ist die Weigerung 
oder Unfähigkeit der de facto über das 
Internet Herrschenden, zwischen Nach-
richten des echten Guardian und des 
Denver Guardian zu unterscheiden, nicht 
einfach eine neutrale Entscheidung, die 
identische Ausgangsbedingungen für al-
le schafft. Vielmehr werden dadurch, wie 
vorherzusehen war, die Propagandaappa-
rate beschleunigt ausgebaut und perfek-
tioniert, mithilfe von millionenschweren 
Investitionen in Datenfirmen und quasi-
staatliche Schattenakteure, die nun von 
der CIA beschuldigt werden, Quelle von 
Vorurteilen, Desinformation und illegaler 
Wahlbeeinflussung zu sein (Revesz 2016; 
Feldman 2016). Die Freiheit des Hechtes 
ist der Tod der kleinen Fische.
In den 1980er Jahren tat Mark Fowler, 
Vorsitzender der Federal Communica-
tions Commission – der unabhängigen 
US-Behörde, die Rundfunk, Satelliten- 
und Kabelkommunikation regelt –, den 
Großteil der Regulierungen für Rund-
funk- und Fernsehsender als irrelevant 
ab, da für ihn das Fernsehen nur ein 
«Toaster mit Bildern» war (Boyer 1987). 
In den 2010er Jahren haben riesige 
Großkonzerne wie Facebook und Google 
gewissermaßen die Rolle eines globalen 
Regulierungsapparates übernommen. 
Die Tatsache, dass Mark Zuckerberg dar-
auf besteht, dass Facebook nichts weiter 
als ein Technologieunternehmen sei, ist 
eine traurige Wiederholung der von Fow-
ler vertretenen Ideologie des Laissez-
faire. Es ist zudem zutiefst heuchlerisch: 
Die Firma hat alle möglichen Regeln und 
Vorschriften für NutzerInnen und Anzei-
genkunden aufgestellt, solange diese 
Normen Profit für die Firma generieren 
(Pasquale 2015b).

Der öffentliche Raum kann nicht mit der 
gleichen Methode automatisiert wer-
den wie ein Fließband, das Toaster pro-
duziert. Wie Will Oremus erklärt hat, gibt 
es Aspekte der journalistischen Tätigkeit, 
die genuin menschlich sind; das Glei-
che gilt für redaktionelle Tätigkeiten, die 
notwendigerweise menschliche Werte 
widerspiegeln (Oremus 2014). Sicher-
lich wird es tief greifende und ernsthaf-
te Konflikte über die Fragen geben: Was 
ist das richtige Gleichgewicht zwischen 
kommerziellen Interessen und dem öf-
fentlichen Interesse; wie beurteilt man 
die Wichtigkeit verschiedener Quellen; 
wie transparent sollten die Entscheidun-
gen zu solchen Themen sein; wie viel 
Kontrolle sollten die individuellen Nutze-
rInnen über die eigenen Newsfeeds ha-
ben und wie detailliert sollte diese Kon-
trolle sein? All diese Fragen sind für die 
Zukunft der Demokratie äußerst wichtig. 
Sie können nicht länger unter den Tep-
pich gekehrt werden von PlutokratInnen, 
die mehr an Aktiengewinnen und Fort-
schritten bei der Entwicklung künstlicher 
Intelligenz interessiert sind als an den 
grundlegenden demokratischen Instituti-
onen und der Zivilgesellschaft, die all das 
untermauern.
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